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I. Rechtsgrundlagen Biotopverbund 
 
§ 20 Absatz 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
Es wird ein Netz verbundener Biotope (Biotopverbund) geschaffen, das mindestens 10 Prozent der 
Fläche eines jeden Landes umfassen soll. 
 
 
§ 22 Landesnaturschutzgesetz (NatSchG Baden-Würtemberg) 
In Baden-Würtemberg wird auf der Grundlage des Fachplans Landesweiter Biotopverbund 
einschließlich des Generalwildwegeplans ein Netz räumlich und funk�onal verbundener Biotope 
geschaffen, das bis zum Jahr 2023 mindestens 10 Prozent Offenland und bis zum Jahr 2027 mindestens 
13 Prozent Offenland der Landesfläche umfassen soll. Ziel ist es, den Biotopverbund bis zum Jahr 2030 
auf mindestens 15 Prozent Offenland der Landesfläche auszubauen. 
 
 

II. Rechtsgrundlagen für Flächeneigentümer 
 

§ 30 Absatz 2 Satz 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
Handlungen, die zu einer Zerstörung oder einer sonstigen erheblichen Beeinträchtigung folgender 
Biotope führen können, sind verboten [...] 
 
 
§ 30 Absatz 5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
Bei gesetzlich geschützten Biotopen, die während der Laufzeit einer vertraglichen Vereinbarung oder 
der Teilnahme an öffentlichen Programmen zur Bewirtscha�ungsbeschränkung entstanden sind, gilt 
Absatz 2 nicht für die Wiederaufnahme einer zulässigen land-, forst-, oder fischereiwirtscha�lichen 
Nutzung innerhalb von zehn Jahren nach Beendigung der betreffenden vertraglichen Vereinbarung 
oder der Teilnahme an den betreffenden öffentlichen Programmen. 
 
 
§ 14 Absatz 3 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 
Nicht als Eingriff gilt die Wiederaufnahme einer land-, forst- und fischereiwirtscha�lichen 
Bodennutzung, wenn sie zeitweise eingeschränkt oder unterbrochen war 
1. auf Grund vertraglicher Vereinbarungen oder auf Grund der Teilnahme an öffentlichen 

Programmen zur Bewirtscha�ungsbeschränkung und wenn die Wiederaufnahme innerhalb von 
zehn Jahren nach Auslaufen der Einschränkung oder Unterbrechung erfolgt, 

2. 2. auf Grund der Durchführung von vorgezogenen Kompensa�onsmaßnahmen, die vorgezogene 
Maßnahme aber nicht für eine Kompensa�on in Anspruch genommen wird. 


